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A. Einleitung 

Von der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im Jahr 2015 haben rund vier Millionen Men-

schen profitiert, indem die Stundenlöhne im unteren Bereich der Lohnverteilung gestiegen sind, 

die Lohnungleichheit gesunken ist und zahlreiche Minijobs in reguläre voll sozialversicherungs-

pflichte Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt wurden. Die Einführung des Mindestlohns hat 

sich damit besonders förderlich für Frauen und als Baustein zur Abwehr von Altersarmut ausge-

wirkt. Negative Beschäftigungseffekte konnten nicht bzw. kaum beobachtet werden. Auch in wett-

bewerblicher Hinsicht zieht der Gesamtbericht zur Evaluation des gesetzlichen Mindestlohns1 

eine grundsätzlich positive Bilanz.  

 

Der Mindestlohn ist ein geeignetes Instrument, um Arbeitnehmer_innen einen bestimmten Min-

deststandard zu garantieren, allerdings lassen sich, so die Berichte, die wir aus unseren Caritas-

Beratungsstellen bestätigt finden, diverse Umgehungspraktiken beobachten, deren Ausmaß al-

lerdings nicht valide quantifiziert und überprüft werden kann (BMAS Forschungsbericht 558, S. 

141). Die Forschungs-Ergebnisse zeigen klar, dass man neben der Höhe des Lohnes vor allem 

auf den Umfang der Beschäftigung schauen muss (ebenda, S. 76). Festzustellen ist die nach wie 

vor große Zahl von Menschen in Deutschland, die in (verfestigter) Armut leben oder von Armut 

bedroht sind. Trotz guter wirtschaftlicher Entwicklung, positiver Entwicklung der Arbeitslosenzah-

len und einem bis zum Beginn der Pandemie gesunkenen Anteil an Bezieher_innen von Min-

destsicherungsleistungen lagen die Armutsrisikoquoten unabhängig von der Datenquelle relativ 

stabil über den Zeitverlauf zwischen 15 und 16 Prozent.2  

 

 

 
1 Gesamtbericht zur Evaluation des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns nach § 23 Mindestlohnge-
setz, BMAS, Dez. 2020.  
2 Lebenslagen in Deutschland - Der Sechste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung,  
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Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf verfolgt die Bundesregierung das Ziel, den allgemeinen 

gesetzlichen Mindestlohn weiterzuentwickeln. Die Erhöhung zum 1. Oktober 2022 wirkt sich sta-

bilisierend auf die sozialen Sicherungssysteme aus, weil es zu Einnahmensteigerungen in den 

Sozialversicherungen und zu Entlastungen bei den Transferleistungen kommt.3 Über künftige 

Anpassungen der Höhe des Mindestlohns soll weiterhin die Mindestlohnkommission entschei-

den. 

 

Der Gesetzentwurf dient ausweislich der Gesetzesbegründung auch dazu, die Ziele der Initiative 

für einen Europäischen Mindestlohnrahmen (vgl. Richtlinienvorschlag der EU-Kommission über 

angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union vom 28.10.2020) zu verwirklichen und 

insbesondere durch einen angemessenen Mindestlohnschutz dem strukturellen Trend einer in-

folge von Globalisierung, Digitalisierung und der Zunahme atypischer Beschäftigungsformen 

stärkeren Polarisierung der Arbeitsmärkte entgegenzuwirken sowie eine Aufwärtskonvergenz in 

Europa zu befördern. 

 
B. Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband teilt die grundsätzliche Zielsetzung des Gesetzes, den Mindestlohn 

zeitnah auf 12 Euro anzuheben. So werden Stundenlöhne im unteren Bereich der Lohnverteilung 

auf ein Niveau gebracht, das eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben in angemessenem Um-

fang ermöglicht und die Anerkennung des Werts der erbrachten Arbeitsleistung wenigstens auf 

einem Mindestniveau absichert. Es kann der unbefriedigende Zustand beendet werden, dass es 

Erwerbstätige (ohne Familienverantwortung) gibt, die in Vollzeit arbeiten und dennoch auf ergän-

zendes Arbeitslosengeld II angewiesen sind. Dies waren laut Gesetzesbegründung im Jahres-

durchschnitt 2020 ca. 111.000 Arbeitnehmer_innen. Von der Erhöhung des Mindestlohns werden 

wieder in besonderem Maße Frauen profitieren, da sie überproportional häufig ein Entgelt von 

weniger als 12 Euro pro Stunde erzielen und so besonders häufig von prekärer Beschäftigung 

betroffen sind.  Es wird mit der avisierten Erhöhung ein Anreiz zur Aufnahme von sozialversiche-

rungspflichtiger Erwerbstätigkeit gesetzt und die Stabilität der sozialen Sicherungssysteme ge-

stärkt. Zudem steht die Erhöhung des Mindestlohns im Einklang mit dem europäischen Leitbild 

einer inklusiven, partizipativen und nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung, die unter anderem mit 

der Initiative für einen Europäischen Mindestlohnrahmen sowie der Europäischen Säule sozialer 

Rechte gefördert wird. 

 

Grundsätzlich ist in der sozialen Marktwirtschaft die Lohnfestlegung nicht Sache des Staates, 

sondern Sache der Tarifpartner. Als Kompensation für den Verlust der Tarifautonomie in Folge 

staatlicher Rechtsetzung ist es unabdingbar geboten, die Tarifpartner in die Findung einer allge-

mein verbindlichen Lohnuntergrenze einzubeziehen, da sie hierfür die zentrale Expertise besit-

zen. Mit dem Mindestlohngesetz wurde die Mindestlohnkommission eingesetzt, in der Mitglieder 

aus dem Kreis der Sozialpartner und zwei weitere Mitglieder aus der Wissenschaft ohne Stimm-

recht beraten. Die Entscheidung über die Lohnhöhe sollte aus Sicht des Deutschen Caritasver-

bandes weiterhin in diesen Händen liegen.  

 
3 Laut Evaluationsbericht werden bei den Beiträgen zu den gesetzlichen Sozialversicherungen Einnah-
mensteigerungen in Höhe von 0,8 bis 1,4 Mrd. Euro und für das Transfersystem mindestlohninduzierte 
Entlastungen in Höhe von ca. 510 bis 810 Millionen Euro ermittelt, FB S. 77. 
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Der DCV hält für geboten, dass der Mindestlohn bei mindestens 60 Prozent des Medianlohns 

von Vollzeitbeschäftigten in Deutschland liegen soll. Dies ist ein europäisch und international 

anerkannter Schwellenwert, der es Arbeitnehmer_innen typischerweise ermöglicht, über das 

bloße Existenzminimum hinaus am sozialen und kulturellen Leben teilzuhaben und für unvorher-

gesehene Ereignisse vorzusorgen. Der Gesetzgeber zieht diesen Schwellenwert zur Begrün-

dung der einmaligen Erhöhung auf 12 Euro heran. Statt selbst die absolute Höhe vorzugeben, 

sollte der Gesetzgeber in § 9 Abs. 2 MiLoG diese Orientierungsgröße normieren. Ein weiterer 

wichtiger Orientierungswert ist das Grundsicherungsniveau, das das soziokulturelle Existenzmi-

nimum abbildet und damit einen Anhaltspunkt bietet, der nicht unterschritten werden darf.4  

 

Der vorliegende Gesetzentwurf greift den in Verhandlung befindlichen EU-Richtlinienvorschlag 

der EU-Kommission über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union vom 

28.10.2020 auf. Die EU-Richtlinie soll unter der derzeitigen französischen Ratspräsidentschaft 

bis Sommer 2022 verabschiedet werden und müsste anschließend in Deutschland umgesetzt 

werden.  

 

Wird die EU-Richtlinie - wie von der EU-Kommission in Artikel 5 des Richtlinienvorschlags zur 

Angemessenheit vorgesehen – entsprechend umgesetzt, müsste der gesetzliche Mindestlohn in 

Deutschland zwingend die folgenden Kriterien berücksichtigen: 

• die Kaufkraft der gesetzlichen Mindestlöhne unter Berücksichtigung der Lebenshal-

tungskosten sowie der Steuer- und Sozialabgaben, 

• das allgemeine Niveau der Bruttolöhne und ihre Verteilung, 

• die Wachstumsrate der Bruttolöhne und 

• die Entwicklung der Arbeitsproduktivität. 

 

Des Weiteren müssten die auf internationaler Ebene üblichen Richtwerte zugrunde gelegt wer-

den, die die gesetzlichen Mindestlöhne in Relation zum allgemeinen Niveau der Bruttolöhne set-

zen. Als „Richtschnur“ für das Verhältnis des Mindestlohns zum Bruttolohn sollen nach Erwä-

gungsgrund 21 des EU-Richtlinienvorschlags die Indikatoren wie etwa 60 Prozent des Bruttome-

dianlohns und 50 Prozent des Bruttodurchschnittslohns herangezogen werden. Dies spricht da-

für, die genannten Parameter als Orientierungspunkte für die Mindestlohnkommission festzu-

schreiben. Um diese international üblichen Indikatoren verbindlicher zu machen, unterstützt der 

Deutsche Caritasverband die Bestrebungen des Europäischen Parlaments, die Indikatoren 60 

Prozent des Bruttomedianlohns und 50 Prozent des Bruttodurchschnittslohns in den Artikeln der 

EU-Richtlinie zu verankern. (vgl. Änderungsantrag 65 zu Artikel 5 Absatz 3 des Berichts des 

Europäischen Parlaments). 

 

Darüber hinaus weist der Deutsche Caritasverband darauf hin, dass es neben den europäischen 

Bestrebungen nach einem EU-Rahmen für angemessene Mindestlöhne auch eines rechtsver-

bindlichen EU-Rahmens für nationale Grundsicherungssysteme (z.B. in Form einer Richtlinie) 

bedarf, der nationale Traditionen respektiert. Hierfür sollte an die “Ratsschlussfolgerungen zur 

Stärkung der Mindestsicherung in der EU” vom 9. Oktober 2020 unter deutscher EU-

 
4 Denkbare Maßzahl ist das Ausscheiden aus dem SGB II-Bezug für einen Alleinstehenden oder auch 
einen Alleinerziehenden mit einem Kind. 
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Ratspräsidentschaft angeknüpft werden, auf die der deutsche Koalitionsvertrag – anders als der 

vorherige Koalitionsvertrag der Großen Koalition - leider keinen Bezug nimmt. 

 

 
Folgende Punkte gibt der DCV weiter zu bedenken:  
 
Der DCV regt an im MiLoG klarzustellen, dass Abzüge vom Mindestlohnanspruch oder die An-
rechnung von weiteren Lohnbestandteilen wie z.B. Kost und Logis, Weihnachtsgeld, Sachbezüge 
o.ä. grundsätzlich nicht zulässig sind.  
 
Die Erhöhung des Mindestlohns hat zur Folge, dass die Refinanzierungsanteile von Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsträgern steigen. Die dadurch entstehenden Mehrkosten müssen im 
Rahmen der Arbeitsmarktinstrumente (SGB II) berücksichtigt und refinanziert werden, da Be-
schäftigungs- und Qualifizierungsträger bereits heute i.d.R. keine finanziellen Spielräume haben, 
um zusätzliche Kosten auffangen zu können.  
 
Die im Koalitionsvertrag vorgesehene Anhebung der Minijob-Grenze konterkariert den positiven 
Effekt der Erhöhung des Mindestlohns in Bezug auf Sozialversicherungsbeiträge und den Um-
stieg in voll sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse. Das Vorhaben sollte daher 
nicht umgesetzt werden. 
 
 
 
Freiburg/ Berlin, 01. Februar 2022 
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